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Nr. 1 
Haushaltssatzung 2026 des Schulverbandes der Mittelschule Asbach-Bäumenheim mit Grundschule 
 

Die Verbandsversammlung hat in öffentlicher Sitzung am 08.04.2026 und am 20.05.2026 die Haushaltssatzung 

2026 sowie die Finanzplanung 2025 bis 2029 samt Anlagen beschlossen. Das Landratsamt Donau-Ries hat mit 

Schreiben vom 02.06.2026, Gesch.-Nr. 200;027-941/4.2, die Haushaltssatzung samt Anlagen rechtsaufsichtlich 

genehmigt. 

Die Haushaltssatzung 2026 sowie die Finanzplanung 2025 bis 2029 samt Anlagen liegt für die Dauer ihrer Gül-

tigkeit während der üblichen Dienstzeiten in der Verwaltung (Rathaus der Gemeinde Asbach-Bäumenheim) zur 

Einsichtnahme auf.  

HAUSHALTSSATZUNG 
 

des Schulverbands Mittelschule Asbach-Bäumenheim  
mit Grundschule, Asbach-Bäumenheim, 

Landkreis Donau-Ries 
 

für das Haushaltsjahr 2026 

Aufgrund der Art. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG), Art. 40 KommZG sowie der 

Art. 63 ff der Gemeindeordnung erlässt der Schulverband folgende Haushaltssatzung: 

§ 1 

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt 

im Verwaltungshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit       1.417.400 € 

und 

im Vermögenshaushalt in den Einnahmen und Ausgaben mit       15.598.500 € 

und somit im Gesamten mit 17.015.900 € ab. 

§ 2 

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahmen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen wird auf 

12.000.000 € festgesetzt. 

§ 3 

Verpflichtungsermächtigungen im Vermögenshaushalt werden in Höhe von 22.496.000 € festgesetzt. 

 

 



§ 4 

(1) Schulverbandsumlage (Mittelschule) 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben im 

Verwaltungshaushalt wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 434.600 € festgesetzt und nach der Zahl der 

Verbandsschüler (Mittelschüler) auf die Mitgliedsgemeinden des Schulverbands umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Verwaltungsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 

01.10.2025 mit 170 Verbandsschülern (Mittelschule) zugrunde gelegt.  

3. Die Verwaltungsumlage wird je Verbandsschüler (Mittelschule) auf 2.556,47 € festgesetzt. 

4. Die Gesamtsumme der unter Nr. 1 genannten Verwaltungsumlage von 434.600 € verteilt sich wie folgt 

auf die Mitgliedsgemeinden: 

Asbach-Bäumenheim bei   105 Schüler   268.429,41 € 
Mertingen bei                    38 Schüler  97.145,88 € 
Oberndorf bei                    27 Schüler  69,024,71 € 
insgesamt            170 Schüler 434.600,00 € 

(2) Investitionsumlage (Mittelschule) 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben des 

Vermögenshaushalts im Mittelschulbereich wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 786.600 € festgesetzt 

und nach der festgelegten Quotierung des Schulverbands auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Durchschnitt 

der letzten fünf Jahre (2021-2025) mit 129 Verbandsschülern (Mittelschule) zugrunde gelegt.  

3. Die Investitionsumlage wird je Verbandsschüler (Mittelschule) auf 11.181,40 € festgesetzt. 

4. Die Gesamtsumme der unter Nr. 1 genannten Investitionsumlage von 11.181,40 € verteilt sich wie folgt 

auf die Mitgliedsgemeinden: 

Asbach-Bäumenheim bei    86,04 v.H. 676.790,64 € 
Mertingen bei                 8,13 v.H. 63.950,58 € 
Oberndorf bei                 5,83 v.H. 45.858,78 € 
insgesamt           100,00 v.H. 786.600,00 € 

Ausgaben im Vermögenshaushalt, die den Altbau bzw. Abriss der Schule betreffen, werden weiterhin 

nach dem vorher gültigen Reinvermögen aufgeteilt: 

Asbach-Bäumenheim bei    67,08 v.H. 439.910,64 € 
Mertingen bei                13,12 v.H. 86.040.,96 € 
Oberndorf bei                19,80 v.H. 129.848,40 € 
insgesamt           100,00 v.H. 655.800,00 € 

Summe   1.442.400,00 € 

§ 5 

(1) Umlage laufende Ausgaben für die offene Ganztagesschule (Mittelschule) 

Die gesamten Aufwendungen für die offene Ganztagesschule (Mittelschule) im Verwaltungshaushalt belau-

fen sich auf 86.200 €. Der durch Zuweisungen oder sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) 

wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 77.000 € festgesetzt. Die Aufwendungen werden für den jeweiligen 

Schüler von der Gemeinde getragen, in der das Kind seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(2) Umlage für Investitionen der offenen Ganztagesschule (Mittelschule) 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben des 

Vermögenshaushalts in der offenen Ganztagesschule wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 2.100 € fest-

gesetzt und nach der festgelegten Quotierung des Schulverbands auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

 



2. Die Gesamtsumme der unter Nr. 1 genannten Investitionsumlage von 2.100 € verteilt sich wie folgt auf 

die Mitgliedsgemeinden: 

 Asbach-Bäumenheim bei    86,04 v.H. 1.806,84 € 
Mertingen bei                 8,13 v.H.          170,73 € 
Oberndorf bei                 5,83 v.H. 122,43 € 
insgesamt                    100,00 v.H.           2.100,00 € 

Ausgaben im Vermögenshaushalt, die den Altbau bzw. Abriss der Schule betreffen, werden weiterhin 

nach dem vorher gültigen Reinvermögen aufgeteilt: 

Asbach-Bäumenheim bei    67,08 v.H. 0,00 € 
Mertingen bei                13,12 v.H. 0,00 € 
Oberndorf bei                19,80 v.H. 0,00 € 
insgesamt           100,00 v.H. 0,00 € 

Summe   2.100,00 € 

§ 6 

(1) Umlage für die Schüler der Grundschule 

1. Das Umlagesoll zur Finanzierung von Ausgaben des Verwaltungshaushalts im Grundschulbereich, 

welches gemäß § 4 des öffentlich-rechtlichen Schulvertrags vom 23.07.2010 von der Gemeinde As-

bach-Bäumenheim getragen wird, wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 433.600 € festgesetzt und auf 

die Gemeinde Asbach-Bäumenheim umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Umlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Stand vom 01.10.2025 

auf 169 Grundschüler festgesetzt. 

3. Die Umlage wird je Grundschüler auf 2.506,51 € festgesetzt. 

(2) Umlage für Investitionen (Grundschule) 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben des 

Vermögenshaushalts im Grundschulbereich wird für das Haushaltsjahr 2026 auf 1.236.900 € festgesetzt 

und nach der festgelegten Quotierung des Schulverbands auf die Mitgliedsgemeinden umgelegt. 

2. Für die Berechnung der Investitionsumlage wird die maßgebende Schülerzahl nach dem Durchschnitt 

der letzten fünf Jahre (2021-2025) mit 169 Grundschülern zugrunde gelegt.  

3. Die Investitionsumlage wird je Grundschüler auf 12.273,84 € festgesetzt. 

4. Die Gesamtsumme der unter Nr. 1 genannten Investitionsumlage von 1.236.900 € verteilt sich wie folgt 

auf die Mitgliedsgemeinden: 

Asbach-Bäumenheim bei    86,04 v.H. 1.064.228,76 € 
Mertingen bei                 8,13 v.H. 100.559,97 € 
Oberndorf bei                 5,83 v.H. 72.111,27 € 
insgesamt                    100,00 v.H.           1.236.900,00 € 

Ausgaben im Vermögenshaushalt, die den Altbau bzw. Abriss der Schule betreffen, werden weiterhin 

nach dem vorher gültigen Reinvermögen aufgeteilt: 

Asbach-Bäumenheim bei    67,08 v.H. 586.413,36 € 
Mertingen bei                13,12 v.H. 114.695,04 € 
Oberndorf bei                19,80 v.H. 173.091,60 € 
insgesamt            100,00 v.H. 874.200,00 € 

Summe   2.111.100,00 € 

§ 7 

(1) Umlage laufende Ausgaben für die offene Ganztagesschule (Grundschule) 

Die gesamten Aufwendungen in Höhe von 332.600 € für die offene Ganztagesschule (Grundschule) im Ver-

waltungshaushalt werden abzüglich von Zuschüssen und sonstigen Einnahmen von der Gemeinde Asbach-

Bäumenheim in Höhe von 163.300 € getragen. 



 

(2) Umlage für Investitionen der offenen Ganztagesschule (Grundschule) 

1. Der durch sonstige Einnahmen nicht gedeckte Bedarf (Umlagesoll) zur Finanzierung von Ausgaben des 

Vermögenshaushalts im Bereich der offenen Ganztagesschule Grundschule wird für das Haushaltsjahr 

2026 auf 2.900 € festgesetzt und nach der festgelegten Quotierung des Schulverbands auf die Mitglieds-

gemeinden umgelegt. 

2. Die Gesamtsumme der unter Nr. 1 genannten Investitionsumlage von 2.900 € verteilt sich wie folgt auf 

die Mitgliedsgemeinden: 

 Asbach-Bäumenheim bei    86,04 v.H. 2.495,16 € 
Mertingen bei                 8,13 v.H. 235,77 € 
Oberndorf bei                 5,83 v.H. 169,07 € 
insgesamt                    100,00 v.H.           2.900,00 € 

Ausgaben im Vermögenshaushalt, die den Altbau bzw. Abriss der Schule betreffen, werden weiterhin 

nach dem vorher gültigen Reinvermögen aufgeteilt: 

Asbach-Bäumenheim bei    67,08 v.H. 0,00 € 
Mertingen bei                13,12 v.H. 0,00 € 
Oberndorf bei                19,80 v.H. 0,00 € 
insgesamt            100,00 v.H. 0,00 € 

Summe   2.900,00 € 

§ 8 

Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausgaben nach dem Haushaltsplan wird 
auf 1.000.000 € festgesetzt. 

§ 9 

Diese Haushaltssatzung tritt am 01. Januar 2026 in Kraft. 

Asbach-Bäumenheim, den 02.06.2026 

       gez. Florian Mittler 

       Verbandsvorsitzender 

Nr. 2 
Entschädigungssatzung für den Schulverband  Mittelschule Asbach-Bäumenheim vom 21.05.2026 

Die Schulverbandsversammlung des Schulverbands Mittelschule Asbach-Bäumenheim erlässt aufgrund des 
Art. 9 Abs. 9 des Bayerischen Schulfinanzierungsgesetzes (BaySchFG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 31. Mai 2000 (GVBl. S. 455, 633, BayRS 2230-7-1-K), das zuletzt durch die Art. 17 und 18 des 
Gesetzes vom 8. Mai 2026 (GVBl. S. 208) geändert i.V.m. Art. 30 Abs. 2 des Gesetzes über die kommunale 
Zusammenarbeit (KommZG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Juni 1994 (GVBl. S. 555, 1995, 
S. 98, BayRS 2020-6-1-I), das zuletzt durch § 4 des Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geän-
dert, sowie Art. 20 a und Art. 23 der Gemeindeordnung für den Freistaat Bayern (GO) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 22. August 1998 (GVBl. S. 796, 797, BayRS 2020-1-1-I), die zuletzt durch § 1 des 
Gesetzes vom 23. Dezember 2025 (GVBl. S. 637) geändert, gemäß Beschluss der Verbandsversammlung 
vom 20.05.2026 folgende 

 
Entschädigungssatzung 

 
§ 1  

Entschädigungsberechtigte 
 
Der/Die Verbandsvorsitzende und die übrigen Mitglieder der Verbandsversammlung werden für die Teilnahme 
an Sitzungen und für die sonstige mit ihrem Amt verbundene Tätigkeit nach Maßgabe dieser Satzung entschä-
digt. Entsprechendes gilt für den/die Stellvertreter/innen, sofern ein Vertretungsfall vorliegt. 
 
 
 
 



§ 2  
Auslagenersatz 

 
Der/Die Verbandsvorsitzend(e) und die Verbandsräte erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbands-
versammlung und ihrer Ausschüsse Ersatz ihrer Auslagen, insbesondere eine Reisekostenvergütung nach 
den Bestimmungen des bayerischen Reisekostengesetzes. 
 

§ 3  
Entschädigung der Verbandsräte 

 
(1) Die Verbandsräte, die nicht gemäß Art. 31 Abs. 2 Satz 1 KommZG kraft Amtes der Verbandsversammlung 

angehören, erhalten für die Teilnahme an Sitzungen der Verbandsversammlung und ihrer Ausschüsse 
eine Sitzungsgeldpauschale. Die Sitzungsgeldpauschale wird auf 45,00 Euro festgesetzt.  
 

(2) Soweit die Verbandsräte Lohn oder Gehaltsempfänger sind, erhalten sie außerdem den entstandenen Ver-
dienstausfall für die Dauer der Sitzung einschließlich einer angemessenen An- und Abreisezeit ersetzt. Der 
Betrag des entgangenen Lohns   oder Gehalts ist durch Bescheinigung des Arbeitgebers nachzuweisen. 

 
(3) Soweit die Verbandsräte selbständig tätig sind, erhalten sie für die durch die Teilnahme an den Sitzungen 

bedingte Zeitversäumnis eine Pauschalentschädigung von 25,00 Euro je angefangene Stunde Sitzungs-
dauer. Dies gilt nicht für Sitzungen, die ab 19 Uhr oder später beginnen oder an Samstagen, Sonntagen 
oder gesetzlichen Feiertagen stattfinden. 

 
(4) Verbandsräte, die keinen Anspruch auf Entschädigung nach den Absätzen 2 oder 3 haben, denen aber im 

beruflichen oder häuslichen Bereich durch die Teilnahme an den Sitzungen ein Nachteil entsteht, der in 
der Regel nur durch das Nachholen versäumter Arbeitszeit oder das Heranziehen einer Hilfskraft ausgegli-
chen werden kann, erhalten eine Pauschalentschädigung wie selbständig Tätige. Nachgewiesene Kosten 
für eine notwendige Betreuung von im Haushalt der ehrenamtlich tätigen Personen lebende Kinder, die 
das zwölfte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, Kinder mit Behinderung, die auf Hilfe angewiesen sind 
und Angehörige im Sinne des Art. 20 Abs. 5 BayVwVfG mit festgestelltem Pflegegrad nach dem Elften So-
zialgesetzbuch bis zu einem Höchstbetrag von 25,00 Euro je volle Stunde. 5Die Ersatzleistungen nach die-
sem Absatz werden nur auf Antrag gewährt. 
 

(5) Wenn Verbandsräte zusätzliche Aufgaben übernehmen, die wesentlich über ihre Aufgaben als Verbands-
räte hinausgehen, oder wenn sie als Ausschussvorsitzende bestellt sind, erhalten sie doppelte Entschädi-
gung nach Abs. 1. Die gleiche Entschädigung erhalten Verbandsräte als stellvertretende Ausschussvorsit-
zende für die Sitzungen, in denen sie den Ausschussvorsitz übernommen haben. Die Sätze 1 und 2 gelten 
auch bei der Wahrnehmung des Ausschussvorsitzes und der Stellvertretung durch Verbandsräte, die der 
Verbandsversammlung nach Art. 31 Abs. 2 
Satz 1 KommZG kraft Amtes angehören. 

 
§ 4  

Entschädigung des/der Verbandsvorsitzenden 
 
(1) Der/Die Verbandsvorsitzende erhält für seine/ihre Tätigkeit eine monatliche Aufwandsentschädigung in 

Höhe von 331,77 Euro.  
 

(2) Der erste Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwandsent-
schädigung in Höhe von 65,00 Euro. 

 
(3) Der zweite Stellvertreter des Verbandsvorsitzenden erhält für seine Tätigkeit eine monatliche Aufwands-

entschädigung in Höhe von 28,00 Euro. 
 

(4) Die oben genannten Aufwandsentschädigungen der Absätze 1 – 3 für den Schulverbandsvorsitzenden und 
seiner Stellvertreter nehmen jeweils an der Besoldungserhöhung des öffentlichen Dienstes teil. 

 
§ 5  

Auszahlung der Entschädigungen 
 
Die nach Monatsbeträgen bemessenen Aufwandsentschädigungen werden monatlich im Voraus ausgezahlt. 
Die übrigen Entschädigungen werden nachträglich nach Abrechnung gezahlt. 

 
§ 6  



Inkrafttreten 
 
Die Satzung vom 09.10.2025 mit Wirkung zum 11.09.2025 tritt am 30.04.2026 außer Kraft. Diese Satzung tritt 
rückwirkend zum 01.05.2026 in Kraft 
 
Asbach-Bäumenheim, den 21.05.2026 
 
 
Florian Mittler 
Vorsitzender 
 
 
Nr. 3 
Termine der Woche 
Datum/Uhrzeit              Veranstaltung                    Veranstalter        Ort 
18.06.2026/14:00 Uhr  Verbandsnachmittag         VdK               Seniorentreff 
20.06.2026/17:30 Uhr  Antoniusfest             PG Schmutter-Lech      Antoniuskapelle 
               
 
 
 
Florian Mittler 
Erster Bürgermeister 
 


